Es fehlt die Frage nach der gesellschaftlichen Solidarität 


Stellungnahme des Geschäftsführenden Vorstandes von pax christi zum aktuellen Sozialwort der Deutschen Bischöfe


					





Die Kommission für gesellschaftliche und soziale Fragen der Deutschen Bischofskonferenz hat heute eine Erklärung mit dem Titel: „Das Soziale neu denken. Für eine langfristig angelegte Reformpolitik“ veröffentlicht. 


Der Geschäftsführende Vorstand von pax christi begrüßt es, dass die katholischen Bischöfe mit diesem „Impulstext“ zur Zukunft des Sozialstaats Stellung genommen haben. Die Bischöfe kommen damit ihrer Verantwortung für die Sorgen und Nöte der Menschen in Deutschland nach. Indem das Sozialwort die Menschen und „insbesondere die Ausgeschlossenen“ in den Mittelpunkt der Debatte rückt, setzt die Stellungnahme einen wichtigen Kontrapunkt zu den von neoliberalen Wirtschaftsstrategien bestimmten Konzepten zum Umbau des Sozialstaates.  


Das Papier will das Gemeinsame Wort der beiden Kirchen von 1997 „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ fortschreiben. Bedauerlich ist, dass diese Fortschreibung nicht gemeinsam mit der Evangelischen Kirche in Deutschland vorgenommen wurde.


 


Das Wort plädiert für sozialen Ausgleich, die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse für die Menschen und eine solidarische Finanzierung der Sozialversicherungen. Leider bleibt  es bei der Entfaltung konkreter Akzente in den Denkmustern hängen, die politisches Handeln mehr und mehr der Logik und Funktionsweise des Marktes unterordnen. Dabei wäre es gerade die Aufgabe der Kirchen, in  einer die Marktlogik weitgehend verinnerlichenden Gesellschaft Solidarität  neu zu begründen: Warum solidarisch sein? - diese Frage steht auf der Tagesordnung. 





Wiederholt wird in dem „Impulstext“ ein Wechsel von „Verteilungsgerechtigkeit“ hin zu mehr „Chancen- und Beteiligungsgerechtigkeit“ angesprochen – Begriffe, die einen unsolidarischen Konkurrenzkampf um ungleiche Lebensstandards beinhalten. Die Kritik an der Engführung der Debatte auf Verteilungspolitik übersieht, wie und wohin in den letzten Jahren umverteilt wurde. Die Entwicklung von Reichtum und Armut im Lande zeigt, wer aus der Verantwortung, aus der Haftung für das Gemeinwohl ausgespart wurde, und wer übrig bleibt mit allen Pflichten und Lasten – und, so ist zu befürchten,  verminderten Rechten.  „Wenige werden immer reicher auf Kosten der Armen, die immer ärmer werden.“ (Papst Johannes Paul II)									- 2 -


- 2 -


Mit der Verwendung des Reizwortes „Anspruchsdenken“ gerät das Sozialwort in Gefahr, sich ungeprüft eine der schlimmsten verbalen Waffen im aktuellen Verteilungskampf zu eigen zu machen. Denn es zielt über die sogenannten „Sozialleistungen“ hinaus generell auf den rechtlichen und moralischen Anspruch der Menschen auf Lebens- und  Arbeitsbedingungen in Würde, den Kern der katholischen Soziallehre. 


Wenn den Menschen Eigenverantwortung und Risikobereitschaft abgesprochen wird, dann ist in der gegenwärtigen öffentlichen Debatte von einem Menschenbild die Rede, das sich einseitig am Modell unternehmerischer Tätigkeit für alle Menschen ausrichtet, als bestünde das Idealbild des Menschen in der „Ich-AG“.  





Die Existenz einer ausreichenden sozialen Sicherung durch (partielle) Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums schwächt nicht die Kräfte der Eigenverantwortung und die Solidarität; vielmehr führt erst die Realisierung sozialer Grundrechte und eines soziokulturellen Existenzminimums dazu, Freiheits- und Mitbestimmungsrechte wahrnehmen und sich für das Gemeinwohl einsetzen zu können. Wer Eigenverantwortung fordert, muss die Menschen erst einmal dazu befähigen, damit diese Forderung Sinn machen soll.


Sozialstaatlichkeit kann nur im Kontext der Frage gerechter Verteilung der Ressourcen behandelt werden und muss deshalb Faktoren wie Steuerbelastung oder Steuerflucht berücksichtigen. Soziale Gerechtigkeit verlangt nach Investitionen in Frieden und steht  im Kontrast zu Rüstung und Rüstungsexporten. Der gesamtwirtschaftliche Kontext, unter dem die Reform und damit auch die Finanzierung sozialer Sicherung zu beurteilen ist, heißt auch: unproduktive Staatsausgaben z.B. für Rüstung,  für Militäreinsätze, die nicht der Sicherheit der Bevölkerung dienen, Steuerhinterziehung, Kapitalflucht, Produktionsverlagerungen im Zuge von Globalisierung usw. 


Das Sozialwort weist mit seinen grundsätzlichen Orientierungen in die richtige Richtung, versteht es aber nicht, diese in eine konkrete Agenda für die Sicherung des Sozialstaates umzusetzen. 





Bad Vilbel, den 12.12.2003
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